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19. Wahlperiode 12.03.2020 

Antrag 

der Abgeordneten Jens Beeck, Michael Theurer, Johannes Vogel (Olpe), Carl-
Julius Cronenberg, Pascal Kober, Till Mansmann, Grigorios Aggelidis, Renata 
Alt, Nicole Bauer, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Mario Brandenburg 
(Südpfalz), Sandra Bubendorfer-Licht, Dr. Marco Buschmann, Britta Katharina 
Dassler, Dr. Marcus Faber, Thomas Hacker, Peter Heidt, Markus Herbrand, 
Katja Hessel, Olaf in der Beek, Gyde Jensen, Dr. Marcel Klinge, Daniela 
Kluckert, Konstantin Kuhle, Ulrich Lechte, Dr. Jürgen Martens, Dr. Martin 
Neumann, Hagen Reinhold, Frank Schäffler, Matthias Seestern-Pauly, Frank 
Sitta, Judith Skudelny, Dr. Hermann Otto Solms, Bettina Stark-Watzinger, Dr. 
Marie-Agnes Strack-Zimmermann, Benjamin Strasser, Stephan Thomae, Dr. 
Florian Toncar, Dr. Andrew Ullmann, Nicole Westig und der Fraktion der FDP 

Offizielle Stellungnahmen nur noch mit Gebärdensprachdolmetschung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Informationsbedarf der gesamten Bevölkerung in der aktuellen Lage zur Ausbrei-
tung und Bekämpfung des Coronavirus ist sehr hoch. Offizielle Stellen auf allen Ebe-
nen informieren die Bevölkerung. Tagtäglich gibt es mehrere Pressekonferenzen der 
zuständigen Ressorts. Die Bewertung der Sachlage hinsichtlich einer Gefährdung wird 
anhand der Zahlen täglich neu vorgenommen. Die daraus folgenden Empfehlungen 
zur Hygiene, auf Veranstaltungen, im ÖPNV und vor allem im Verdachtsfall werden 
umfangreich in den Medien, vor allem über das Fernsehen kommuniziert. Dies alles 
dient dem Schutz der Bevölkerung, um die Verbreitung des Virus soweit es geht ein-
zudämmen und zu verlangsamen. 

Diese aktuelle Situation ist ein Anlass, um über derartige Kommunikation prinzipiell 
nachzudenken. Denn im Gegensatz zu anderen Staaten werden offizielle Pressekonfe-
renzen z. B. des Bundesgesundheitsministers nicht in die Gebärdensprache übersetzt. 
Gehörlosen Menschen stehen zur Nutzung der Informationen lediglich wenige Sen-
dungen wie z. B. Nachrichtensendungen zur Verfügung, in denen Auszüge aus aufge-
zeichneten Pressekonferenzen gezeigt werden. Die Verfolgung von Live-Berichter-
stattungen ist gehörlosen und hörbehinderten Menschen in den überwiegenden Fällen 
nicht möglich. Dies ist in einer solchen Situation und auch bei anderen Ereignissen 
nicht angemessen und in der Sache sogar kontraproduktiv. 

Vor allem aber ist die Simultanübersetzung in Gebärdensprache eine grundsätzlich 
notwendige, angemessene und längst überfällige Maßnahme, um allen gehörlosen und 
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hörbehinderten Menschen die volle und umfängliche Teilhabe in Deutschland zu er-
möglichen. Eine simultane Übersetzung in Gebärdensprache ist in den USA und vielen 
anderen Staaten auf allen staatlichen Ebenen bereits üblich und muss daher auch in 
Deutschland der Standard werden. Der Bund sollte hier Vorreiter werden; die notwen-
dige Finanzierung soll aus dem jeweiligen Öffentlichkeitsarbeitsetat erfolgen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. bei ihren Pressekonferenzen im Bundeskanzleramt und in den Bundesministerien 
sowie den nachgeordneten Behörden grundsätzlich eine Gebärdensprachdolmet-
schung anzubieten, sofern diese audiovisuell übertragen werden könnten, über-
gangsweise auch per Untertitelung sowie 

2. mit der Bundespressekonferenz eine entsprechende Vereinbarung zu treffen. 

Berlin, den 12. März 2020 

Christian Lindner und Fraktion 
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